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1Über 40 Millionen Menschen 
sind in Deutschland erwerbstä-

tig. Mit Abstand die meisten arbei-
ten in den verschiedenen Dienst-
leistungsbranchen. Ende 2010 
waren es erstmals mehr als 30 Mil-
lionen. Nur noch elf Millionen 
arbeiten in der Industrie sowie im 
Baugewerbe und in der Landwirt-
schaft.

Fast drei Viertel aller 
Beschäftigten arbeiten  
in den verschiedenen 
Dienstleistungsbranchen – 
Tendenz steigend.

!
Im internationalen Vergleich 

liegt Deutschland keineswegs an 
der Spitze. Viele vergleichbare Län-
der haben inzwischen einen deut-
lich größeren Dienstleistungssektor. 
Ganz vorne liegen mit einem 
Beschäftigtenanteil von 84 Prozent 
Luxemburg und mit knapp 80 Pro-
zent Großbritannien und die USA. 
Innerhalb Europas haben nur die 
meisten süd- und osteuropäischen 
Länder einen kleineren Dienstleis-
tungssektor als Deutschland.

Dienstleistungsarbeit –  
billige Arbeit?

Für eine Arbeitsstunde im ver
arbeitenden Gewerbe zahlt ein 
Unternehmer in Deutschland inklu-
sive Arbeitgeberbeiträge zu den 
Sozialversicherungen im Schnitt 
33 Euro. Im privaten Dienstleis-
tungssektor zahlt er 20 Prozent 
weniger: 26,50 Euro, ebenfalls im 
Durchschnitt aller Beschäftigten 
von der Putzhilfe bis zur Software
entwicklerin. 

In vielen Wirtschaftszweigen ist 
durch die Arbeitsmarktpolitik der 
letzten zehn Jahre „schlechte 
Arbeit“ für die Beschäftigten zur 
Realität geworden: befristet, ver
liehen, unsicher, wenig Stunden 
und schlecht entlohnt. Über
wiegend sind Dienstleistungen 
betroffen; zum Beispiel im Friseur-
handwerk, im Bewachungs- und 
Reinigungsgewerbe oder im 
Handel. Im Vergleich zur Industrie 
sind solche Tätigkeiten eher unter
bewertet, schlecht bezahlt und 
werden von mehr Frauen als 
Männern ausgeübt.

In Deutschland sind 
Dienstleistungen geringer 
bewertet und schlechter 
bezahlt als in vielen ande-
ren Ländern.

!
Bei der Wertschätzung und 

Anerkennung von Dienstleistungen 
und bei der Bezahlung nach Ge-
schlecht geht Deutschland mit 
schlechtem Beispiel voran. In vielen 
anderen Ländern werden Dienst-
leistungen im Schnitt nicht schlech-
ter, sondern sogar besser bezahlt 
als Tätigkeiten in der Industrie. 

Geht die Arbeit aus?
Die Rationalisierung geht wei-

ter, in der Industrie wie auch bei 
vielen Dienstleistungen. Wir holen 
Bargeld an Geldautomaten und 
nicht mehr in der Bankfiliale. Bald 
zahlen wir vielleicht in den meisten 
Supermärkten ebenfalls an Auto-
maten. Geht uns bald die Arbeit 
ganz aus? 

Auf der anderen Seite jubelt die 
schwarz-gelbe Bundesregierung 
über das sogenannte deutsche Job-
wunder. Und Arbeitgeber klagen 
wieder einmal über angeblich 
drohenden Fachkräftemangel vor 
allem bei Ingenieur- und Pflege

berufen. Obwohl die registrierte 
Arbeitslosigkeit noch bei rund drei 
Millionen liegt und die tatsächliche 
Unterbeschäftigung inklusive stiller 
Reserve bei rund fünf Millionen – 
die unfreiwillige Teilzeit nicht mit-
gerechnet.

Arbeit der Zukunft politisch 
gestalten

Knappheit von Arbeitsplätzen 
oder Knappheit von Arbeitskräften 
sind kein Ergebnis naturgesetz
licher Entwicklungen. Wie wir 
arbeiten werden, wenn in der 
Industrie und bei einigen Dienst-
leistungen durch Produktivitäts
steigerungen die Beschäftigung 
weiter sinkt, hängt von gesell-
schaftlichen Strukturen, den 
Bedürfnissen der Menschen und 
ihrer Durchsetzungsfähigkeit ab. 
Immer mehr Menschen leisten In-
formations- und Kommunikations-
arbeit. Gesundheit und Pflege, 
Bildung und Kinderbetreuung, 
Kultur und Freizeitangebote sind 
Dienstleistungsbereiche, in denen 
künftig viele zusätzliche qualifizier-
te und motivierte Beschäftigte 
einen Platz finden können. Wenn 
wir dafür die gesellschaftlichen 
und politischen Rahmenbedin
gungen schaffen.

In der Dienstleistungsgesellschaft



2 Die wirtschaftliche Tätigkeit wird 
traditionell in drei Sektoren 

unterteilt: Der primäre Sektor um-
fasst Land- und Forstwirtschaft 
sowie Fischerei. Zum sekundären 
Sektor gehören die Industriebe
reiche Bergbau, verarbeitendes 
Gewerbe, Energie- und Wasserver-
sorgung sowie das Baugewerbe.  
Der tertiäre Sektor ist der Dienst-
leistungssektor. Er umfasst den 
gesamten Rest.

In den letzten Jahrzehnten ist 
die Anzahl der Erwerbstätigen im 
Dienstleistungssektor stetig ange-
stiegen. Selbst im Krisenjahr 2009. 
1991 waren knapp 23 Millionen 
Menschen im Dienstleistungssektor 
tätig. Heute sind es 30 Millionen. 

Was ist eine Dienstleistung?
Eine Dienstleistung ist ein wirt-

schaftliches Gut, das im Unter-
schied zu einem Industrieprodukt 
kein materielles Produkt ist. Man 
kann eine Dienstleistung in der Re-
gel nicht anfassen und nicht lagern. 

In dem Moment, in dem jemand 
eine Dienstleistung erbringt, wird 
sie meistens auch konsumiert – 
zum Beispiel ein Haarschnitt oder 
die Betreuungsleistung in der Kita.

Eine Dienstleistung ist 
ein immaterielles Gut. Sie 
wird meistens gleichzeitig 
erstellt und konsumiert.!

Etwa 65 Prozent der in Dienst-
leistungsbranchen Beschäftigten 
arbeiten vornehmlich mit Men-
schen – Kundinnen, Patienten, Kli-
entinnen und Bürgern. Diese Ar-
beit wird, so zeigen Befragungen 
von Beschäftigten im Rahmen des 
DGB-Indexes „Gute Arbeit“, als 
sinnstiftend, aber auch als arbeits-
intensiv und emotional sehr an-
spruchsvoll erlebt.

Was eine Dienstleistung ist, ist 
nicht immer auf den ersten Blick 
feststellbar. Reparaturen zum Bei-
spiel zählen zu den Dienstleistun-
gen. Auch wenn ein Handwerker 
eine Waschmaschine repariert und 
dabei ein teures neues Steuerungs-
modul mitbringt und austauscht, 
bleibt es eine Dienstleistung. 

In welchem Sektor eine wirt-
schaftliche Tätigkeit in der Statistik 
erfasst wird, hängt nicht von der 
konkreten Arbeit ab, sondern vom 
Betrieb, der sie organisiert, und 
seiner hauptsächlichen Tätigkeit. 
Zum Beispiel bei der Arbeitnehmer-
überlassung: Auch wenn Leih
arbeitsbeschäftigte an Industrie
betriebe verliehen werden, gelten 
sie als Beschäftigte des Wirt-
schaftszweigs „wirtschaftliche 
Dienstleistungen“.  

Für die Zuordnung zum Dienst-
leistungssektor ist die Definition 
pragmatisch: Dienstleistungs
branchen sind alle Branchen, die 
nicht zur Industrie oder Landwirt-
schaft zählen.

Branchenentwicklung
Der Dienstleistungssektor 

wächst nicht gleichmäßig über alle 
Branchen hinweg. Im Handel, im 
Bereich Verkehr, im Finanz- und 
Versicherungsgewerbe und in der 
öffentlichen Verwaltung stagniert 
die Beschäftigung. Wegen der zu-
nehmenden Anzahl an Erwerbstäti-
gen insgesamt geht der Anteil der 
in diesen Branchen arbeitenden 
Menschen wie in der Landwirt-
schaft und Industrie sogar zurück. 
Fortschreibungen der bisherigen 
Trends kommen zu dem Ergebnis, 
dass diese Entwicklung in den 
nächsten 15 Jahren weiter anhal-
ten wird.  

Erwerbsarbeit heute und morgen 

Sektoren und Wirtschaftszweige in der Statistik

Primärer Sektor
 �Land- und Forstwirtschaft,  
Fischerei

Sekundärer Sektor /  
produzierende Gewerbe
 �Bergbau und Gewinnung  
von Steinen und Erden

 �Verarbeitendes Gewerbe
 �Energieversorgung
 �Wasserversorgung, Abwasser- 
und Abfallentsorgung

 �Baugewerbe

Tertiärer Sektor /  
Dienstleistungen
 �Handel; Instandhaltung und 
Reparatur von KFZ

 �Verkehr und Lagerei
 �Gastgewerbe
 �Information und Kommunikation

 �Finanz- und Versicherungs-
dienstleistungen

 �Grundstücks- und 
Wohnungswesen

 �Freiberufliche, wissenschaftliche 
und technische Dienstleistungen

 �sonstige wirtschaftliche Dienst-
leistungen (darunter Leiharbeit, 
Reisebüros und Reiseveran
stalter, Wach- und Sicherheits
gewerbe)

 �Öffentliche Verwaltung, Vertei-
digung, Sozialversicherung

 �Erziehung und Unterricht
 �Gesundheits- und Sozialwesen
 �Kunst, Unterhaltung und 
Erholung

 �sonstige Dienstleistungen
 �Dienstleistungen in privaten 
Haushalten

Wandel gestalten



3Stark angestiegen ist in den 
letzten Jahren die Erwerbstätigkeit 
im Bereich der „wirtschaftlichen“ 
oder „unternehmensbezogenen 
Dienstleistungen“. Dazu gehören 
das Grundstücks- und Wohnungs-
wesen, freiberufliche, wissen-
schaftliche und technische sowie 
sonstige wirtschaftliche Dienst
leistungen – zum Beispiel Unter
nehmens-, Rechts- und Steuer
beratung, Architekturbüros, 
Werbung. Der Anteil an der 
Gesamtbeschäftigung stieg von 
8,5 Prozent 1995 auf 14 Prozent 
2010. Das entspricht einem 
Zuwachs von 2,5 Millionen.  
Bis 2025 wird ein weiterer Anstieg 
auf 18 Prozent erwartet.

Eine Ursache für das starke 
Wachstum der Branche ist die Aus-
gliederung von Unternehmenstei-
len und Tätigkeiten, die früher von 
eigenen Angestellten erbracht 
wurden. Auch fragen Industrie- 
und Dienstleistungsunternehmen 
immer mehr unternehmensbezo
gene Dienstleistungen nach. Dazu 
zählt vor allem die Leiharbeit mit 
einem Zuwachs von einer halben 
Million Beschäftigten in den letzten 
fünf Jahren.

Gesundheits- und Sozial-
wesen sowie Leiharbeit 
sind die Branchen, die am 
stärksten wachsen.!

Wachsende Branchen sind auch 
das Gesundheits- und Sozialwesen, 
das Gastgewerbe sowie Erziehung 
und Unterricht. Zwischen 1995 
und 2010 ist der Anteil der Erwerbs
tätigen im Bereich Erziehung und 
Unterricht immerhin von 5,3 auf 
6,1 Prozent gestiegen. 

Frauen- und Männerbranchen
Im Bereich Gesundheits- und 

Sozialwesen stieg die Zahl der 
Erwerbstätigen seit 1991 um gut 
1,5 Millionen. Und im Gastge
werbe stieg sie immerhin um 
700.000. In beiden Bereichen wird 
in den nächsten Jahren mit weite-
ren deutlichen Zuwächsen gerech-
net. Im Gesundheits- und Sozial-
wesen stieg allein im Jahr 2010 die 
sozialversicherte Beschäftigung um 
120.000 Personen an und lag mit 
diesem Zuwachs nach der Leihar-
beit an zweiter Stelle. 

In den meisten Dienstleis-
tungsbereichen arbeiten 
mehr Frauen als Männer.!

Der Dienstleistungssektor ist 
bisher ein eher weiblicher Sektor.  
In den Bereichen Erziehung und Bil-
dung, Gesundheit und Sozialwesen 
oder im Gastgewerbe sind mehr-
heitlich Frauen beschäftigt. In den 
klassischen Industriesektoren dage-
gen sind Männer mit einem Beschäf
tigungsanteil von 75 Prozent in der 
absoluten Mehrheit. Auch wenn 
der Industriesektor in Deutschland 
heute im Vergleich zu anderen Län-
dern noch verhältnismäßig groß ist, 
wird es für Männer künftig schwie-
riger, dort Beschäftigung zu finden.

Erwerbstätige in den Wirtschaftsbereichen 2009

Verarbeitendes 
Gewerbe und 
Bergbau; 7,5 Mio.

Energieversorgung, 
Wasserver- und 
Entsorgung; 0,3 Mio.

Land- und 
Forstwirtschaft, 
Fischerei; 0,9 Mio.

Sonst. Dienstleistungen 
in privaten Haushalten; 
2,1 Mio.

Kunst, Unterhaltung 
und Erholung; 0,9 Mio.

Gesundheits- und 
Sozialwesen; 4,4 Mio.

Erziehung und 
Unterricht; 2,5 Mio.

Öffentl. Verw., Verteidigung, 
Sozialversicherung; 2,7 Mio.

Sonst. wirtschaftl. 
Dienstleistungen; 
2,1 Mio.

Freiberu�., wissen-
schaftl. und techn. 
Dienstleistungen; 
2,6 Mio.

Grundstücks- und 
Wohnungswesen; 
0,5 Mio.

Finanz- und Versiche-
rungsdienstleistungen; 
1,2 Mio.

Information und 
Kommunikation; 
1,6 Mio.

Verkehr; 1,2 Mio.

Handel; 6,0 Mio.

Baugewerbe; 2,2 Mio.

Gastgewerbe; 1,9 Mio.

40,3 Mio.

Rund 30 Millionen Erwerbstätige arbeiten in den verschiedenen Dienstleistungsbranchen. In Industrie, 
Baugewerbe und Landwirtschaft arbeiten rund elf Millionen.�  
Quelle: Statistisches Bundesamt, teilweise eigene Schätzungen



4 Die Vorstellungskraft der Öko
nomen im 18. Jahrhundert 

über die zukünftige Entwicklung 
war ganz von den damaligen 
landwirtschaftlichen Produktions-
verhältnissen geprägt. Sie waren 
überzeugt, dass die wirtschaftliche 
Entwicklung auf eine natürliche 
Grenze zuläuft, die durch die be-
grenzte Verfügbarkeit an landwirt-
schaftlicher Fläche gezogen ist. 

Ursachen des Wandels
Heute wissen wir, dass sie einen 

wesentlichen Faktor übersehen ha-
ben: den Produktivitätsfortschritt – 
also die Tatsache, dass die Beschäf-
tigten trotz sinkender Arbeitszeit 
immer mehr produzieren.

Der Produktivitätsfort-
schritt treibt die wirtschaft-
liche und gesellschaftliche 
Entwicklung an – bis heute.!

Bis zur „Industriellen Revolu
tion“ ab Mitte des 18. Jahrhunderts 
arbeitete ein Großteil der Men-
schen in der Landwirtschaft. Die 
Produkte dienten überwiegend der 
Selbstversorgung. Nur ein kleiner 
Teil der Bevölkerung lebte in Städ-
ten vom Handwerk und Handel. 
Grundherrn oder Klerus lebten von 
abgepressten Abgaben. 

Anfang des 19. Jahrhunderts 
setzte ein rasanter Produktivitäts-
anstieg in der Landwirtschaft ein. 
Wesentliche Gründe waren die 
Einführung der Fruchtwechselwirt-
schaft, die Verbesserung der Dün-
gung und der sich ausweitende 
Einsatz neuer Landmaschinen. 

Damit verschwanden aber auch 
immer mehr Arbeitsplätze. 

Begleitet von anfänglichen Hun-
gers- und Wohnungsnöten expan-
dierte die Industrie. Bis Mitte des 
19. Jahrhunderts wurde sie zum 
größten Beschäftigungssektor – 
und blieb es fast ein Jahrhundert 
lang. Langfristig stieg aufgrund 
rasanten technischen Fortschritts, 
einer verstärkten Arbeitsteilung 
und der Massenproduktion auch 
hier die Produktivität stärker als die 
Nachfrage. Erneut verschwanden 
Arbeitsplätze. Mehr Beschäftigung 
im Dienstleistungsbereich wurde 
ebenso möglich wie nötig. 

Immer mehr Dienstleistungen
Ursache für die Zunahme von 

Dienstleistungen waren und sind 
die Ausdifferenzierung von Produk-
tionsbereichen, sich verändernde 
Lebensbedingungen, Veränderun-
gen in der Bevölkerungsstruktur, 
eine Zunahme der Frauenerwerbs-
tätigkeit. Politische Vorgaben wie 
die Einführung der Schulpflicht 
Anfang des 20. Jahrhunderts oder 
in jüngster Zeit der Ausbau von 
Kitas trugen ebenfalls zur Expan
sion von Dienstleistungen bei. 
Durch den Produktivitätsfortschritt 
ermöglichte sinkende Arbeitszeiten 
und steigende Einkommen führten 
zu neuen Bedarfen. Dies ließ etwa 
die Nachfrage nach Restaurants, 
Theatern und anderen Freizeitbe-
schäftigungen steigen. Ein verän-
dertes Gesundheitsbewusstsein 
zog mehr Sport- und Fitnessange-
bote nach sich. In Zukunft wird vor 
allem die Alterung der Gesellschaft 
mehr Angebote für Ältere und 
einen enormen Anstieg an Pflege-
dienstleistungen erfordern. 

Wandel gestalten

Wieso immer mehr Dienstleistungen?

Erwerbstätigkeit in Deutschland in den klassischen drei Sektoren
Anteile in Prozent
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Nach dem Zweiten Weltkrieg arbeitete noch fast ein Viertel aller Erwerbstätigen in der Landwirtschaft, 
43 Prozent in der Industrie und 33 Prozent im Dienstleistungssektor. Seit Anfang der 1970er arbeitet die 
Mehrheit im Dienstleistungssektor. 
Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung; Prognose: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 



5
Ohne vermehrte haus-
haltsbezogene und soziale 
Dienstleistungen – öffent-
liche wie private – ist eine 
moderne Gesellschaft nicht 
denkbar.

!
Gleichzeitig entwickelte sich 

auch ein erhöhter Bedarf nach 
Dienstleistungen im direkten Zu-
sammenhang mit der Güterproduk-
tion. Hochwertige Industrieprodukte 
erfordern höhere Aufwendungen 
für Bildung und Weiterbildung, 
Forschung und Entwicklung, im 
Vertrieb und in der Anwendung. 
Man spricht in diesem Zusammen-
hang von industrienahen Dienst
leistungen. 

Lange Zeit bestand ein breiter 
gesellschaftlicher Konsens, dass 
auch die Bedeutung von öffentli-
chen Dienstleistungen in modernen 
Gesellschaften wächst. Sie benöti-
gen eine leistungsfähige Verwal-
tung und ein umfassendes Rechts-
system. Notwendig ist auch die 
Gewährleistung einer allgemeinen 
umfassenden Bildung, eine für alle 
zugängliche Gesundheitsversorgung 
oder ein flächendeckender öffent
licher Nahverkehr. 

Im Zuge der neoliberalen Propa-
ganda, wonach „Privat besser als 
Staat“ sei, ist der Konsens brüchig 
geworden. Gerade in Deutschland 
wurden und werden öffentliche 
Dienstleistungen abgebaut oder 
privatisiert. Leidtragende sind 
insbesondere arme und sozial 
benachteiligte Menschen, die auf 
verlässliche und erschwingliche 
Dienstleistungen angewiesen sind. 

Was wird gezählt?
Die ausgewiesene starke Expan-

sion des Dienstleistungssektors 
überzeichnet jedoch die tatsächliche 
Entwicklung. Immer mehr Unter-
nehmen gliederten und gliedern 

Aktivitäten aus, die nicht zu ihren 
„Kernkompetenzen“ gehören. Sie 
kaufen diese bei spezialisierten An-
bietern von unternehmensbezoge-
nen Dienstleistungen ein. Dies gilt 
zum Beispiel für Transporte, EDV, 
Wachdienste. Solange die so Be-
schäftigten direkt etwa bei einem 
Stahlunternehmen angestellt sind, 
gelten sie statistisch als Industrie-
beschäftigte. Werden sie aber in 
spezielle Unternehmen ausgeglie-
dert, zählen sie als Dienstleistungs-
beschäftigte. 

Ein Teil des erfassten 
Wachstums von Dienstleis-
tungen ist lediglich Folge 
von Ausgliederungen aus 
Industriebetrieben. 

!

Dienstleistungen als  
„Kostgänger“?

Verbrauchen Dienstleistungen 
nicht lediglich Werte, die vorab 
erst an anderer Stelle geschaffen 
werden müssen? Sind sie lediglich 
eine Art abhängiger „Kostgänger“? 
Tatsächlich werden durch Dienst-
leistungen genauso Werte wie in 
der Industrie oder in der Landwirt-
schaft geschaffen. Entscheidend 
ist, dass Dienstleistungen wie an-
dere Güter auch gesellschaftlich 
notwendig sind und Bedürfnisse 
befriedigen. Und Menschen bereit 
und in der Lage sind, dafür zu zah-
len. Dabei ist es gleichgültig, ob es 
Lebensmittel, Autos, technische 
Konzepte, medizinische Dienst
leistungen oder Kinobesuche sind. 
Bildungs- und Weiterbildungs-
dienstleistungen werden sogar zur 
Zukunftsvorsorge immer wichtiger. 



6 Der Weg in die Dienstleistungs-
gesellschaft kann politisch 

unterschiedlich organisiert werden. 
Skandinavien – Dänemark, Schwe-
den, Norwegen, Finnland – setzt 
beim Ausbau der Dienstleistungen 
verstärkt auf den Staat. Der angel-
sächsische Raum – Großbritannien, 
USA, Irland – hingegen folgt einer 
Strategie, die bevorzugt auf den 
Markt setzt.

Der skandinavische Königsweg
In Skandinavien arbeitet rund 

ein Drittel der Beschäftigten im öf-
fentlichen Sektor. Die öffentlichen 
Bildungs- und Gesundheitsdienst-
leistungen wurden gezielt ausge-
baut. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen in die Infrastruktur 
und führt zu hohen dauerhaften 
Aufwendungen bei Personal- und 
Sachmitteln. 

Beim Ausbau gesellschaftlich 
notwendiger Dienstleistungen 
steht der Bedarf im Mittelpunkt. 
Der bedarfsorientierte Ausbau 
öffentlicher und privater Dienst
leistungen ist sehr beschäfti
gungsintensiv. Folglich sind die 
Erwerbsquoten in Schweden, 
Norwegen und Dänemark hoch. 
Die Arbeitslosigkeit ist niedrig.  
Der Beschäftigungszuwachs erfolg-
te überwiegend durch reguläre so-
zialversicherte Arbeitsverhältnisse. 
Eine umfassende und bedarfsorien-
tierte Kinderbetreuung erleichtert 
die Vereinbarbarkeit von Arbeit 
und Familie. Auch deswegen liegt 
die Quote der Frauenbeschäftigung 
in den nordischen Ländern über 
70 Prozent. 

In Skandinavien arbeitet 
ein Drittel der Beschäftig-
ten im öffentlichen Sektor.!

Skandinavien organisiert gesell-
schaftlich notwendige Dienstleis-
tungen nicht nach einer reinen Ge-
winnlogik, unter der die Qualität 
leidet. Kostensenkende Einsparun-
gen beim Fachpersonal steigern 
zwar den Gewinn, verschlechtern 
aber die Dienstleistung für die 
Bürgerinnen und Bürger, die auf  
sie angewiesen sind.

Neben öffentlicher Eigenpro-
duktion gibt es einen großen Be-
reich privater Dienstleistungen, die 
staatlich umfassend reguliert wer-
den. Durch ein öffentliches Regel-
werk aus Rechtsansprüchen, Quali-
tätsstandards und Tarifverträgen 
sorgt der Staat für ein umfassen-
des und qualitativ hohes Niveau 
privater Dienstleistungen, die für 
die Gesellschaft von hoher Bedeu-
tung sind. 

Die skandinavischen Wohl-
fahrtsstaaten garantieren 
ein hohes Niveau sozialer 
Sicherheit. !

Öffentliche Dienstleistungen 
und soziale Sicherheit werden durch 
Steuern und Abgaben finanziert. 
Dieser skandinavische Königsweg 
geht einher mit einer geringen 
Ungleichheit in der Einkommens-
verteilung. Das Fehlen eines großen 
Niedriglohnsektors stärkt gleichzei-
tig die inländische Nachfrage.

Die angelsächsische 
Bettlergasse

In den USA, Großbritannien und 
Irland ist hingegen der marktförmige 
Ausbau des Dienstleistungssektors 
mit prekärer Beschäftigung ge-

Wandel gestalten

Wege in die  
Dienstleistungsgesellschaft

Anteil der öffentlichen Beschäftigung an der Gesamtbeschäftigung
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Deutschland hat einen ausgesprochen „schlanken“ öffentlichen Sektor. Sogar in den traditionell  
stark marktorientierten Ländern Großbritannien und USA arbeitet ein größerer Teil der Beschäftigten  
im öffentlichen Dienst als in Deutschland. 
Quelle: Internationale Arbeitsorganisation ILO



7pflastert. Die Qualität der Dienst-
leistungen ist abhängig von der 
kaufkräftigen Nachfrage. Wer kein 
Geld hat, kann viele Dienstleistun-
gen nicht in Anspruch nehmen. Im 
angelsächsischen Dienstleistungs-
sektor gibt es weniger akademische 
Berufe und viele unqualifizierte 
Tätigkeiten. Die Arbeitsbedingun-
gen und die Bezahlung sind in der 
Regel schlecht. Ein großer Teil der 
Dienstleistungsjobs ist im Niedrig-
lohnsektor angesiedelt. 

Gleichzeitig sind die zentralen 
Lebensrisiken nur unzureichend 
abgesichert. Der große Niedrig-
lohnsektor verschärft die Ungleich-
heit in der Einkommensverteilung. 
Die Mittelschicht schrumpft. Die 
steigende Einkommensungleichheit 
schwächt die Binnennachfrage. In 
den USA, Großbritannien und Irland 
wurde das Wachstum der Wirt-
schaft durch eine Kreditblase vor
übergehend aufrechterhalten.  
Mit dem Platzen der Blase in der 
großen Krise ist diese Strategie 
gescheitert.

Deutschland geht durch  
die Bettlergasse

Auch der deutsche Weg in die 
Dienstleistungsgesellschaft geht 
seit vielen Jahren einher mit der 
Ausweitung prekärer Beschäfti-
gung. Der Niedriglohnsektor be-
steht überwiegend aus Dienstleis-
tungsjobs. Fast sieben Millionen 
Beschäftigte arbeiten hierzulande 
für einen Billiglohn von unter 
neun Euro die Stunde. Damit hat 
Deutschland nach den USA den 
zweitgrößten Niedriglohnsektor.

Diese Entwicklung ist nicht vom 
Himmel gefallen. Maßgebend 
waren die sogenannten Arbeits-
markt- und Sozialreformen. Die 
Deregulierung der Leiharbeit, die 
steuerliche Förderung von Mini- 
und Midi-Jobs, Ich-AGs, Ein-Euro-

Jobs und Hartz IV förderten das 
Wachstum unsicherer und schlecht 
bezahlter Arbeitsplätze. Das Be-
schäftigungswachstum des letzten 
Jahrzehnts wurde überwiegend 
durch die Ausweitung von Teilzeit 
bei abnehmender Vollzeitbeschäf
tigung realisiert. 

Die deutsche Politik hat 
sich für den angelsächsi-
schen Weg entschieden.!

Gleichzeitig schwächte die Poli-
tik durch massive Steuersenkungen 
die staatliche Einnahmebasis. Da-

durch erhöhte sich der Konsolidie-
rungsdruck auf Bund, Länder und 
Kommunen. Staatliche Aufgaben 
wurden gestrichen oder privatisiert. 
Im öffentlichen Sektor wurde 
massiv Personal abgebaut. 

Die Ergebnisse der deutschen 
Strategie sind schlecht: Der Ausbau 
gesellschaftlich notwendiger 
Dienstleistungen kommt nicht im 
ausreichenden Ausmaß voran. Im 
Vergleich zu Dänemark und Norwe-
gen fehlen hier über fünf Millionen 
Arbeitsplätze bei Bildung, Gesund-
heit, Pflege und anderen sozialen 
Dienstleistungen. Die Qualität von 
Dienstleistungen leidet unter der 
schlechten Bezahlung, unsicherer 
Beschäftigungsperspektive und Ar-
beitshetze. Folglich werden zentra-
le gesellschaftliche Bedarfe nicht 
befriedigt. Die Ungleichheit in der 
Einkommensverteilung nimmt 
immer weiter zu.



8 Im Krisenjahr 2009 ist die Arbeits-
zeit pro Kopf aller Erwerbstätigen 

im Schnitt um eine Stunde pro Wo-
che zurückgegangen. Dafür haben 
der Abbau von Arbeitszeitkonten 
und Überstunden sowie die Kurz
arbeit gesorgt. Rechnerisch ent-
spricht dies über einer Million 
Arbeitsplätzen, die trotz des tiefen 
Wirtschaftseinbruchs gerettet wer-
den konnten. Ein aktueller und ein-
drucksvoller Nachweis der Wirkung 
von Arbeitszeitverkürzung.

Kürzere Arbeitszeit –  
mehr Wertschöpfung

57 Milliarden Stunden Erwerbs-
arbeit – soviel haben im Jahr 2010 
die 40 Millionen Erwerbstätigen in 
Ost- und Westdeutschland zusam-
men geleistet. Das ist ungefähr 
genauso viel wie die 26 Millionen 
Erwerbstätigen des Jahres 1960 
nur in Westdeutschland erbracht 
haben. 

Die Erwerbstätigen schaf-
fen heute in der gleichen 
Zeit vier Mal so viele Werte 
wie vor 50 Jahren.!

Dank steigender Produktivität 
können wir mit weniger Arbeits-
aufwand immer mehr Werte schaf-
fen. Diese Entwicklung wird durch 
mehr Dienstleistungsarbeit nicht 
aufgehalten, aber gebremst. 
Insgesamt wird seit 1991 in den 
Dienstleistungsbereichen – in 
Arbeitsstunden gerechnet – fast 
ein Fünftel mehr gearbeitet. Trotz-
dem ist für die Gesamtwirtschaft 
das entlohnte Arbeitsvolumen in 
dieser Zeit um vier Prozent gesun-
ken. 

Mehr Zeitwohlstand
Grundsätzlich ist es positiv, 

wenn das gleiche oder ein besseres 
Ergebnis mit weniger Aufwand 
erzielt werden kann. Alle könnten 
dann mehr Zeit für private und 
selbstbestimmte Tätigkeiten und 
für Muße haben.

Bis etwa Anfang der 1990er- 
Jahre gelang es den Beschäftigten 
und ihren Gewerkschaften, den 
Produktivitätsfortschritt auch für 
allgemeine Arbeitszeitverkürzungen 
zu nutzen. Sie erkämpften etwa eine 
Reduzierung der üblichen Wochen-
arbeitszeit von 48 auf 40 Stunden 
oder einen sechswöchigen Jahres-
urlaub. In einigen Branchen wurde 
sogar die 35-Stunden-Woche 
durchgesetzt. 

Arbeitszeitverkürzung prekär
Mit dem Entstehen von Massen-

arbeitslosigkeit seit Ende der 
1970er-Jahre haben sich die Kräfte
verhältnisse zu Lasten von Beschäf-
tigten und Erwerbslosen verscho-
ben. Arbeitszeitverkürzung hätte 
die Ausweitung von Arbeitslosig-
keit mildern können, doch es wur-
de immer schwieriger, sie durch
zusetzen.

Seit Mitte der 1990er-Jahre ist 
der Trend zu allgemeiner Arbeits-
zeitverkürzung gestoppt. Zwar be-
trägt die durchschnittliche tarifliche 
Wochenarbeitszeit bei Vollzeit seit-
her 37 Stunden, doch die tatsäch
liche Arbeitszeit ist wieder gestie-
gen. Mit 40,4 Stunden arbeiteten 
Vollzeitbeschäftigte 2008 wieder 
so lange wie 20 Jahre zuvor. 

In den 15 alten EU-Ländern blieb 
die Wochenarbeitszeit seit 1995 
stabil, in Deutschland stieg sie um 
0,7 Prozent. Dadurch liegt Deutsch
land bei der Wochenarbeitszeit ge-
nau im Schnitt der gesamten EU – 
kürzer arbeiten Vollzeitbeschäftigte 
in fast allen nord- und westeuro
päischen Ländern, länger arbeiten 
sie in den ost- und südeuropäischen 
Ländern. 

Wandel gestalten

Arbeitsmarkt und 
Beschäftigungsentwicklung

Produktivität steigt!
Reales Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde, in Preisen von 2000
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Dank steigender Produktivität schaffen Erwerbstätige immer mehr Werte pro Stunde.  
Dies ermöglicht sowohl mehr Wohlstand wie auch mehr Freizeit für alle – wenn es gerecht zugeht. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
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Immer mehr unfreiwillige 
Teilzeit – aber Vollzeitbe-
schäftigte müssen wieder 
so lange arbeiten wie vor 
20 Jahren.

!
Dennoch arbeiten auch in 

Deutschland mehr Erwerbstätige 
weniger Stunden. Der langfristige 
Trend zu verkürzter Pro-Kopf-
Arbeitszeit hat sich in prekären 
Formen fortgesetzt. Vollzeitbe-
schäftigte müssen länger arbeiten. 
Auf der anderen Seite finden viele 
Beschäftigte nur einen Teilzeit- 
oder Minijob, obwohl sie gerne 
mehr arbeiten würden. 

Mehr erwerbstätige Frauen 
arbeiten weniger Stunden

Vor allem Frauen sind in gerin-
gerem Umfang erwerbstätig als sie 
es eigentlich wünschen. Seit 1991 
hat die Anzahl der erwerbstätigen 
Frauen zwar um über zwei Millio-
nen auf knapp 18 Millionen zuge-
nommen. Das Arbeitsvolumen 
blieb aber mit 20 Milliarden Stun-
den über die gesamte Zeit hinweg 
konstant. 

Teilzeitbeschäftigte wün-
schen sich längere Arbeits-
zeiten, Vollzeitbeschäftigte 
wollen kürzer arbeiten.!

Über die Hälfte der Frauen 
arbeitet Teilzeit, bei den Männern 
sind es 17 Prozent. Die Teilzeit 
arbeitenden Frauen arbeiten im 
Durchschnitt 18 Stunden pro 
Woche. Das ist so wenig wie in 
keinem anderen europäischen 
Land. Die wichtigste Ursache ist 
der Mangel an verlässlichen Be-
treuungseinrichtungen für Kinder.

Die überwiegend vollzeitbe-
schäftigten Männer wünschen sich 
eher kürzere Arbeitszeiten. Etwa 
die Hälfte arbeitet über 40 Wochen
stunden, aber nur 17 Prozent wol-
len dies.

Geht die Arbeit oder gehen die 
Arbeitskräfte aus?

Trotz froher Botschaften von 
sinkender offizieller Arbeitslosigkeit 
sind über sieben Millionen Men-
schen erwerbslos oder unterbe-
schäftigt. Dazu zählen registrierte 
Erwerbslose und solche, die aus 
der Statistik fallen, Beschäftigte, 
die gerne länger arbeiten würden 
und solche, die sich nicht bei der 
Bundesagentur melden – die soge-
nannte Stille Reserve. Im EU-Ver-
gleich hat Deutschland damit ein 
hohes ungenutztes Arbeitskräfte-
potential. 

Durch die demografische Ent-
wicklung – die Bevölkerung wird 
älter und schrumpft langfristig – 
sinkt die Zahl der Menschen im 
erwerbsfähigen Alter zurzeit um 
rund 200.000 pro Jahr. Laut Prog-
nosen geht ihre Anzahl von heute 
45 auf 41 Millionen im Jahr 2025 
zurück. Dennoch würde kein allge-
meiner Arbeitskräftemangel ent-
stehen. Aber die Erwerbslosigkeit 
inklusive Stiller Reserve würde auf 
etwa 1,5 Millionen sinken.

Diese beiden gegenläufigen 
Entwicklungen zeigen, dass so 
schnell weder die Arbeit noch die 
Arbeitsplätze ausgehen. Auf die 
Gestaltung kommt es an – ob zum 
Beispiel 2025 tatsächlich 1,5 Millio
nen Menschen erwerbslos sind und 
andere sich bis 67 quälen bzw. mit 
Abschlägen in Rente gehen müssen.

Mehr Wertschöpfung mit weniger Arbeit
Entwicklung von Erwerbstätigkeit, Arbeitsvolumen und Bruttoinlandsprodukt
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ein Drittel mehr Reichtum als 1991. 
Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, eigene Berechnung



10 Zur Erbringung qualitativ hoch-
wertiger Dienstleistungen 

werden qualifizierte Arbeitskräfte 
benötigt. Darum ist eine Professio-
nalisierung von Dienstleistungsar-
beit erforderlich. Dies erfordert eine 
umfassende Qualifizierung sowohl 
in der Berufsausbildung als auch  
an den Hochschulen sowie laufen-
de Weiterbildung. Ebenso ist eine 
Aufwertung und Anerkennung von 
Dienstleistungsarbeit durch höhere 
Entgelte und bessere Arbeitsbedin-
gungen notwendig.

Doch bisher scheint der Weg in 
die Dienstleistungsgesellschaft in 
Deutschland in eine Arbeitswelt zu 
führen, in der existenzsichernde 
und sozial geschützte „gute Arbeit“ 
eher ein Auslaufmodell ist. Anfang 
der 1990er-Jahre arbeitete in 
Deutschland etwa ein Fünftel der 
Beschäftigten in Teilzeit, nur ge-
ringfügig, befristet oder in Leih
arbeit. Mittlerweile ist es mehr als 
ein Drittel, bei Frauen sogar die 

Mehrheit. Ganz überwiegend sind 
Dienstleistungsbereiche betroffen.

Bei den unter 30-Jährigen ha-
ben über 21 Prozent nur ein befris-
tetes Arbeitsverhältnis. Neu abge-
schlossene Arbeitsverträge sind zu 
über 40 Prozent befristet, bei 
Großbetrieben sogar 60 Prozent. 
Die Zahl der Beschäftigten in Leih-
arbeit hat sich seit 2000 auf etwa 
eine Million verdreifacht.

Lohndumping durch  
„atypische Beschäftigung“

Um Löhne zu drücken, versu-
chen viele Unternehmer, regulär 
Beschäftigte zu ersetzen oder 
ganze Abteilungen in Niedriglohn-
bereiche auszugliedern. Minijobs 
sind zu über 86 Prozent, Leiharbeit 
zu mehr als zwei Dritteln, befristete 
Beschäftigungen zu 39 Prozent 
hier angesiedelt. 

Mehr als ein Drittel der 
Erwerbstätigen ist prekär 
beschäftigt, also unsicher 
und schlecht bezahlt.!

Die Zahl der Niedriglohnbe-
schäftigten ist zwischen 2000 und 
2008 um 1,3 Millionen auf über 
6,5 Millionen gestiegen. Damit 
machen sie mehr als ein Fünftel 
der Beschäftigten aus. 30 Prozent 
der beschäftigten Frauen sind be-
troffen, über zwölf Prozent der 
Männer. Besonders hoch ist der 
Niedriglohnanteil in privaten Haus-
halten, im Gastgewerbe, im Reini-
gungs- und im Bewachungsgewer-
be, im Einzelhandel und in anderen 
Dienstleistungsbereichen.

Ungeschützte Selbstständige
Die Zahl der Selbstständigen 

war bis in die 1980er-Jahre stark 
gesunken. Seit Anfang der 1990er- 
Jahre stieg ihre Zahl wieder um 
etwa 900.000, von neun auf elf 
Prozent der Erwerbstätigen. Zu-
wachs gab es etwa in der Gebäude
reinigung, bei Hausmeistern, Kör-
perpflege, Bildung, Medien und 
Kultur und im Handwerk. Der Zu-
wachs geht ausschließlich auf das 
Konto von sogenannten „Solo-
Selbstständigen“ ohne Beschäftigte. 
Sie machen mittlerweile deutlich 
die Mehrheit der Selbstständigen 
aus. Unternehmen wollen durch 
Werkverträge Personalkosten 
drücken und Arbeitnehmerrechte 
umgehen. 29 Prozent der in Voll-
zeit Solo-Selbstständigen, bei den 
Frauen sogar über 40 Prozent, er-
zielten 2008 ein monatliches Netto
einkommen von unter 1.100 Euro.

Die Beschäftigten haben in 
langen Auseinandersetzungen 
Arbeitsschutz- und Mitbestim-
mungsrechte, soziale Sicherungen 
und tarifvertragliche Regelungen 
ihrer Löhne und Arbeitszeiten 

Wandel gestalten

„Gute Arbeit“ oder schlechte Jobs?

Mehr Beschäftigung – aber was für welche?
Veränderung der Erwerbstätigenzahlen von 2000 bis 2010

1.340.000 Erwerbstätige

500.000 (Solo-) Selbstständige

1-Euro-Jobs u.a. Arbeitsgelegenheiten

Mini-Jobs u.a. geringfügige Beschäftigung

herkömmliche Teilzeit

Leiharbeit

Vollzeit ohne Leiharbeit

310.000

770.000

470.000

1.830.000

-2.550.000

Von 2000 bis 2010 sind fast zweieinhalb Millionen bzw. zehn Prozent aller regulären Vollzeit
arbeitsplätze verloren gegangen – während die Zahl der Erwerbstätigen um 1,3 Millionen stieg. 
Quelle: Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung



11durchgesetzt. Solo-Selbstständige 
haben diesen Schutz nicht. Viele 
sind daher der Ausbeutung noch 
schärfer ausgesetzt als die abhän-
gig Beschäftigten.

Negativbeispiel Deutschland
Der Anteil der Beschäftigten, 

die durch Tarifverträge geschützt 
sind, ist stark gesunken, auf unter 
60 Prozent in West- und unter 
40 Prozent in Ostdeutschland. Zu-
gleich hat Deutschland als einziges 
entwickeltes europäisches Land 
ohne hohe Tarifbindung keinen ge-
setzlichen Mindestlohn. 

Im internationalen Vergleich ist 
der Anteil regulärer Vollzeitbe-
schäftigung in Deutschland mittler-
weile besonders niedrig und der 
Rückgang besonders stark, insbe-
sondere im Dienstleistungssektor. 
In Gesundheits- und sozialen Dienst
leistungen sind nur gut 40 Prozent 
unbefristet vollzeitbeschäftigt, im 
Gastgewerbe 24 Prozent, in der 
Kreativwirtschaft 20 Prozent.

Prekäre Beschäftigungsverhält-
nisse und Niedriglöhne haben in 
Deutschland im internationalen 
Vergleich überdurchschnittlich 
stark zugenommen. Besonders bei 
vielen Dienstleistungen sind die 
Löhne niedrig. 

Soziale Errungenschaften  
unter Beschuss

Dies ist Resultat einer Politik, 
die in Deutschland besonders 
„erfolgreich“ war. Der von der 
Massenarbeitslosigkeit ausgehende 
Druck wurde durch neoliberal 
geprägte „Reformen“ verstärkt.

Die „Reformen“ zur 
„Flexibilisierung der 
Arbeitsverhältnisse“ 
haben die Prekarisierung 
der Beschäftigung massiv 
vorangetrieben.

!

Einschränkung des Kündigungs-
schutzes, Ausweitung der Befris-
tungsmöglichkeiten, Subventio
nierung der Minijobs und der 
„Ich-AGs“, Förderung der Leih
arbeit und nicht zuletzt Hartz IV 
haben Lohndumping den Boden 
bereitet. Ohne Zumutbarkeitsschutz 
sind Langzeitarbeitslose heute ge-
zwungen, jeden Job anzunehmen. 
Selbst dann, wenn sie anschließend 
als „Aufstocker“ weiter auf Arbeits
losengeld II angewiesen sind.  

Das ist geradezu eine Einladung an 
Arbeitgeber, nur Armutslöhne zu 
zahlen.

Abbau von Arbeitnehmer-
rechten und Demontage 
des Sozialstaats sind nicht 
„Sachzwang“, sondern 
Klassenkampf von oben.

!
Dazu kommen der Personal

abbau im öffentlichen Dienst und 
die Privatisierung vormals öffent
licher Dienstleistungen. Sie haben 
der Ausbreitung von Niedriglöhnen 
im Nahverkehr, in der Entsorgungs-
wirtschaft, bei den Post- und Kom-
munikationsdiensten usw. den 
Weg bereitet.



12 Seit 20 Jahren stagnieren die 
realen – also preisbereinigten – 

Löhne und Gehälter in Deutschland. 
Obwohl die Wirtschaftsleistung, 
das reale Bruttoinlandsprodukt, 
im selben Zeitraum um ein Viertel 
stieg. Unternehmer und Kapital­
eigentümer haben dagegen ihre 
Einkommen seit Anfang der 
1990er-Jahre bis 2007 preisberei­
nigt um 40 Prozent gesteigert und 
den krisenbedingten Einbruch fast 
schon wieder aufgeholt. Der Anteil 
der Löhne am Volkseinkommen, die 
Lohnquote, sank von über 72 Pro­
zent im Jahr 2000 auf 66 Prozent 
in 2010. Tendenz weiter fallend.

In den letzten Jahrzehnten 
haben sich Unternehmer 
und Vermögensbesitzer 
den gesamten Reichtums-
zuwachs angeeignet.

!

Wertschöpfung durch Arbeit, 
Verteilung nach Macht

Wertschöpfung bedeutet 
Produktion von Gütern oder Dienst­
leistungen durch Erwerbsarbeit. 
Einkommen sind Ansprüche auf 
Anteile an den Werten, die die 
Menschen beständig neu produzie­
ren. Dies findet in gesellschaftlicher 
und internationaler Arbeitsteilung 
statt. Die meisten Produkte werden 
nicht für den Eigenbedarf herge­
stellt, sondern für den Markt, und 
ein Teil als öffentliche Dienstleis­
tungen. Erwerbsarbeit, also bezahlte 
Arbeit, produziert die Güter und 
Dienstleistungen, die mit Geld ge­
kauft werden können. Zugleich 
entstehen die dafür notwendigen 
Einkommen.

Das Lohnniveau hängt am Le­
bensstandard und an den Lebens­
haltungskosten in der jeweiligen 
Gesellschaft. Lohnunterschiede 
haben verschiedene Ursachen. Sie 
können durch unterschiedlichen 
Aufwand für die Ausbildung be­
gründet sein. Oder sie sind Ergebnis 
überkommener gesellschaftlicher 
Verhältnisse, etwa der Diskriminie­
rung von Frauen. Oder Resultat 
der unterschiedlichen Knappheit 
verschiedener Qualifikationen auf 
dem Arbeitsmarkt. Oder der Macht­
position unterschiedlicher Gruppen 
und ihrer Organisationen.

Gewerkschaften setzen sich  
für gute Löhne ein. Wieweit das 
gelingt ist eine Frage der Kräfte­
verhältnisse. Massenarbeitslosigkeit 
und eine neoliberale Politik der 
Arbeitsmarktderegulierung, Privati­
sierung, Sozialstaatsdemontage, 
steuerlichen Umverteilung und 
Schwächung der Gewerkschaften 
haben die Löhne und Sozialein­
kommen gedrückt und die  
Ungleichheit der Einkommen 
vergrößert.

Zunehmende Ungleich-
heit ist nicht nur ein 
soziales, sondern auch ein 
wirtschaftliches Problem.!

Löhne sind nicht nur Kosten, 
sondern zugleich die größte Quelle 
der inländischen Kaufkraft. Je höher 
das Einkommen, desto mehr wird 
gespart. Die Lohnschwäche und 
zunehmende Ungleichheit bei den 
Einkommen schwächt daher die 
Nachfrage. Im Ergebnis bleibt die 
Produktion unter den Möglichkei­
ten und die Arbeitslosigkeit hoch. 
Besonders die für den inländischen 
Konsum produzierenden Branchen 
leiden, während die Exportindustrie 
profitiert.

Wandel gestalten

Wertschöpfung und Umverteilung

Einkommensschere öffnet sich immer weiter
Entwicklung der Bruttorealeinkommen seit 1992
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Die Löhne und Gehälter stagnieren preisbereinigt seit 20 Jahren. Vom wirtschaftlichen Wachstum ist bei 
den Beschäftigten nichts angekommen. Unternehmer und Reiche haben sich alles in die Taschen gesteckt.  
Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 2011 und 2012 Prognose IMK, eigene Berechnungen.
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13Produktivität – eine 
gesellschaftliche Leistung

Beschäftigte mit Tariflöhnen 
und -gehältern konnten ihre Ein-
kommen immerhin noch verteidi-
gen und auch steigern. Gleichzeitig 
haben sich Niedriglöhne stark aus-
gebreitet. Insbesondere viele 
Dienstleistungstätigkeiten werden 
immer schlechter bezahlt. 1991 
lagen die durchschnittlichen Löhne 
und Gehälter je Stunde im Gesund-
heits- und Sozialwesen um 20 Pro-
zent niedriger als in der Industrie, 
2007 um 36 Prozent. Im Bereich 
Erziehung und Unterricht lagen sie 
1991 sechs Prozent höher, 2007 
14 Prozent niedriger.

Die schlechten Löhne werden 
oft damit begründet, dass die 
Produktivität der entsprechenden 
Arbeit so gering sei, dass kein 
höherer Lohn dafür möglich sei. 
Doch die Produktivitäten verschie-
dener Arten von Arbeit können 
überhaupt nicht verglichen und 
unterschiedliche Löhne so nicht 
begründet werden. Ebenso wenig 
wie die ganz unterschiedlichen 
Löhne für die gleichen Arbeiten in 
verschiedenen Ländern.

Wenn die Produktivität be-
stimmter Arbeiten durch bessere 
Technik, Organisation oder Ausbil-
dung steigt, kann die Gesellschaft 
insgesamt einen größeren Reich-
tum produzieren. Die Realeinkom-
men aller Berufsgruppen können  
in dem Maße steigen, wie die 
Arbeitsproduktivität im gesamt-
wirtschaftlichen Durchschnitt. Seit 
der industriellen Revolution erhöh-
ten sich ebenso die Realeinkommen  

derjenigen, deren Arbeit kaum pro-
duktiver geworden war, etwa von 
Künstlerinnen und Künstlern, 
Hausangestellten, Lehrpersonal 
usw. Eine sozial funktionierende 
Gesellschaft muss diesen Ausgleich 
gewährleisten.

Hohe Produktivität ist 
keine individuelle Leistung, 
sondern Folge der Arbeits-
teilung in hoch entwickel-
ten Gesellschaften.

!
Dienstleistungen ebenso 
produktiv wie Güterproduktion

Im 18. Jahrhundert behaupteten 
Ökonomen, nur die Landwirtschaft 
sei produktiv. Auch heute ist gele-
gentlich zu hören, nur die Produk-
tion von materiellen Gütern sei 
Wertschöpfung. Doch Werte ent-

stehen immer dann, wenn gesell-
schaftlich notwendige Güter – ob 
Waren oder Dienstleistungen – 
produziert und nachgefragt werden 
und damit Einkommen entstehen.
So wie mit Einkommen etwa aus 
der Autoproduktion Gaststätten
besuche bezahlt werden, werden 
mit Einkommen aus dem Gastge-
werbe Autos gekauft. Bei öffent
lichen Dienstleistungen besteht nur 
insoweit ein Unterschied, als sie 
nicht verkauft, sondern aus Abga-
ben finanziert werden. 

In entwickelten Gesellschaften 
sind alle Wirtschaftsbereiche von
einander – und vom internationalen 
Austausch – abhängig. Im Zuge der 
wirtschaftlichen Entwicklung ver-
schieben sich die Anteile der Berei-
che, beispielsweise werden Bildungs- 
und Weiterbildungsdienstleistungen 
oder Gesundheitsdienstleistungen 
immer wichtiger. Die Wertschöp-
fung verlagert sich dann in diese 
Bereiche.



14 Arbeit schlägt sich nur dann  
in der Berechnung der Wirt-

schaftsleistung nieder, wenn sie als 
Erwerbsarbeit geleistet und bezahlt 
wird. Damit fällt die gesamte 
Eigenarbeit in privaten Haushalten 
statistisch unter den Tisch. Würde 
diese Arbeit – im wesentlichen 
Dienstleistungen – mit dem Netto-
lohn einer Hauswirtschafterin be-
wertet, läge die gesamte Wirt-
schaftsleistung um rund ein Drittel 
höher.

Eigenarbeit in Haushalten 
wird in der Statistik nicht 
erfasst.!

Für die erfasste Größe des 
Dienstleistungssektors ist es des-
halb von entscheidender Bedeu-
tung, wie viel in einer Gesellschaft 
in Eigenarbeit erstellt und wie viel 
über den Markt nachgefragt und 

gekauft oder im öffentlichen Dienst 
geleistet wird. Pflegt man den 
Garten zum Beispiel selbst, taucht 
diese Eigenleistung in der Wirt-
schaftsstatistik nicht auf. Wird aber 
ein Gärtner beauftragt, steigert 
dessen Einkommen die gemessene 
Wirtschaftsleistung. Solche Verän-
derungen von Eigenproduktion 
zur Nachfrage nach Dienstleistun-
gen werden als „Vermarktlichung“ 
oder „Marketization“ bezeichnet. 

Mehr Frauenerwerbstätigkeit – 
mehr Dienstleistungen

Noch immer sind es überwie-
gend Frauen, die sich um den 
privaten Haushalt und die Erzie-
hung der Kinder kümmern. Gerade 
in Deutschland ist es besonders 
schwierig, Familie und Erwerbstä-
tigkeit unter einen Hut zu bringen. 

Es gibt zu wenig Kitas und Ganz-
tagsschulen. Notgedrungen arbei-
ten viele Frauen daher Teilzeit oder 
gar nur in Minijobs – mit geringen 
Aufstiegsmöglichkeiten, schlechter 
Bezahlung und ungenügender 
sozialer Absicherung. Gleichzeitig 
haben Paare weniger Kinder als in 
anderen Ländern und weniger als 
sie sich eigentlich wünschen.

Berufstätigkeit von Frauen 
ist eine starke Triebkraft 
bei der Expansion des 
Dienstleistungssektors.!

Ein gutes Angebot bei der 
Kinderbetreuung, der Altenpflege 
oder bei haushaltsbezogenen 
Dienstleistungen erleichtert die 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf und schafft gleichzeitig Arbeits-
plätze in Bereichen, in denen häu-
fig Frauen arbeiten. Länder mit 
einer stärkeren Erwerbsbeteiligung 
von Frauen, wie zum Beispiel 
Frankreich oder Schweden, haben 
deshalb in der Regel auch einen 
größeren Dienstleistungssektor.

Sind Dienstleistungen zu teuer?
Ein besonderes Problem der 

meisten Dienstleistungen ist, dass 
sie im Vergleich zu industriell 
gefertigten Gütern im Zeitverlauf 
relativ teurer werden. Ökonomen 
bezeichnen dies etwas missver-
ständlich als „Kostenkrankheit“. 
Denn es kann kaum als „Krank-
heit“ bezeichnet werden, wenn im 
Unterschied zur Produktion von 
Waren bei vielen Dienstleistungen 
Arbeit in der Regel nicht oder nur 
in geringem Umfang eingespart 
werden kann. Ein gutes Beispiel ist 
der Haarschnitt: Er ist schlecht zu 
rationalisieren, also weniger Pro-
duktivitätssteigerungen und damit 
Preissenkungen zugänglich. 

Wandel gestalten

Bezahlte und unbezahlte Arbeit

Bezahlte und unbezahlte Arbeit in einer Woche
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Im Schnitt leisten wir (erfasst sind hier alle Personen ab zehn Jahren) mehr unbezahlte als bezahlte 
Arbeit. Allerdings ist bei den Männern der Unterschied nur gering. Frauen dagegen leisten noch immer 
den Löwenanteil der unbezahlten Arbeit. � Quelle: Statistisches Bundesamt



15Die „Kostenkrankheit“ führt 
zum „Kostentod“, wenn Dienst-
leistungen durch billigere techni-
sche Verfahren oder andere Pro-
dukte ersetzt werden können. Ein 
Beispiel ist der Kassierer in Banken, 
dessen Aufgabe von Geldautoma-
ten übernommen wurde. Vor allem 
personenbezogene Dienstleistun-
gen lassen sich aber – zum Glück – 
nicht oder höchstens in Teilen 
durch Technik ersetzen. Das gilt für 
den alten Beruf des Friseurs, über 
die Gärtnerin bis hin zur Ärztin 
oder zum Pfleger. 

Das Gros der Dienstleis-
tungen lässt sich allenfalls 
in Teilen durch Technik 
ersetzen.!

Allerdings spielt auch bei perso-
nenbezogenen Dienstleistungen 
der Einsatz von Technik eine immer 
größere Rolle. Die Informations- 
und Kommunikationstechnologie 
durchdringt sämtliche Branchen.  
In den öffentlichen Verwaltungen 
vollzieht sich der Austausch mit 
den Bürgerinnen und Bürgern zu-
nehmend elektronisch, im Gesund-
heitswesen ermöglicht die Tele
medizin die Fernbetreuung von 
Patienten und Patientinnen. Im 
Handel hat der Verkauf über das 
Internet dramatisch zugenommen. 

Wichtig ist es, dass die von 
technologischen Neuerungen Be-
troffenen, sowohl die Beschäftig-
ten als auch die Nutzer, frühzeitig 
auf die Entwicklung neuer Dienst-
leistungsangebote Einfluss nehmen 
können. Die Interessenvertretungen 
in den Betrieben, Einrichtungen 
und Verwaltungen müssen über 
neue Dienstleistungsangebote mit-
bestimmen und diese mitgestalten, 
um möglicherweise verschlechterte 
Arbeitsbedingungen verhindern zu 
können. 

Lohndruck bei Dienstleistungen
Ein spezielles deutsches Problem 

ist der zunehmende Lohndruck im 
Dienstleistungssektor. 2009 lagen 
die deutschen Arbeitskosten im 
privaten Dienstleistungssektor erst-
mals unter dem Durchschnittswert 
für den Euroraum. Der Lohnkosten
abstand zwischen Industrie und 
Dienstleistungen ist im europäischen 
Vergleich sogar am größten. 

Billiglöhne machen es den Be-
schäftigten unmöglich, selbst im 
wachsenden Umfang Dienstleistun-
gen nachfragen zu können. Statt 
einer positiven Dynamik entsteht 
so ein Teufelskreislauf aus sinken-
den Einkommen, schwacher Nach-
frage und sich ausbreitender Armut. 

Immer mehr Niedriglöhne 
bremsen die Ausweitung 
des Dienstleistungssektors.!

Solange die Produktivität in der 
Gesamtwirtschaft wächst, können 
sowohl mehr Güter als auch mehr 
Dienstleistungen nachgefragt wer-
den. Entscheidend ist, dass die 
breite Bevölkerung über die nöti-
gen Einkommen verfügt. Eine Ent-
wicklung, die zu wenigen immer 
reicheren Menschen führt, dafür 
breiten Kreisen der Bevölkerung 
Arbeit und Einkommen vorenthält, 
ist nicht der Weg in eine moderne 
Dienstleistungsgesellschaft, son-
dern in die soziale Spaltung und 
die gesamtwirtschaftliche Krise.

Arbeitskosten im europäischen Vergleich
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In den meisten Ländern liegen Arbeitskosten in der Industrie und im Dienstleistungssektor auf  
dem gleichen Niveau. In Dänemark und Tschechien werden Dienstleistungen sogar besser bezahlt.  
In Deutschland dagegen verdienen Dienstleistungsbeschäftgte im Schnitt 20 Prozent weniger  
und liegen damit sogar unter dem europäischen Durchschnitt. � Quelle: IMK



16 Ungefähr ein Drittel der Erwerbs
tätigen des Dienstleistungssek-

tors arbeitet in staatlich regulierten 
Dienstleistungsbranchen. Dazu 
zählen die Bereiche Öffentliche Ver
waltung, Erziehung und Unterricht, 
Gesundheits- und Sozialwesen, 
Abwasser- und Abfallentsorgung, 
Energie- und Wasserversorgung, 
Sparkassen, der öffentliche Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) und kommu
nale Wohnungsbauunternehmen. 

Die Abgrenzung von öffentlich 
und privat ist eine politische Frage. 
Die Bereitstellung öffentlicher Leis-
tungen soll garantieren, dass indi-
viduelle und gesellschaftliche Be-
dürfnisse erfüllt werden. Die 
Leistungen dienen dem Gemein-
wohl und nicht wie private Ange-
bote vorrangig dem Profit. 

Fetisch Privatisierung
Seit den 1980er-Jahren galt Pri-

vatisierung als Königsweg für mehr 
Effizienz und höheres Wachstum. 
Große staatseigene Unternehmen, 
zum Beispiel Lufthansa oder Ener-
giekonzerne wurden privatisiert, 
Bundesbeteiligungen an Unterneh-
men verkauft und so die Gewinn-
chancen für Private erhöht. In den 
1990ern folgte die Privatisierung 
der Post und die Umwandlung der 
Bahn in ein privatrechtlich eigen-
ständiges Unternehmen. Schließ-
lich gerieten auch soziale und kul-
turelle Einrichtungen in den Blick 
der privaten Renditesuche: der 
Gesundheits- und Pflegebereich, 
öffentlicher Wohnungsbau, der 
Bildungssektor sowie kulturelle 
Einrichtungen. 

„Weniger Staat – mehr 
Markt“ lautet der neo
liberale Glaubenssatz.!

Die Privatisierungswelle trug 
zum massiven Abbau der Beschäf-
tigung im öffentlichen Dienst bei. 
Insgesamt schrumpfte seit Anfang 
der 1990er-Jahre die Anzahl der 
Beschäftigten um über zwei Millio-
nen auf 4,5 Millionen. Die Zahl der 
Vollzeitbeschäftigten wurde sogar 
fast halbiert, weil gleichzeitig der 
Teilzeitanteil stieg.

Politik der Entstaatlichung
Angesichts steigender öffentli-

cher Verschuldung erscheint die 
Privatisierung des sogenannten 
Tafelsilbers alternativlos. Vor allem 
in Städten und Gemeinden wuss-
ten Verantwortliche in den Käm-
mereien oft nicht, wie sie notwen-
dige Ausgaben anders finanzieren 
sollten als mit dem Verkaufserlös 
von Wohnungsunternehmen oder 
der kommunalen Müllabfuhr. Die 
Schulden stiegen trotzdem weiter.

Politisch verursachte 
Einnahmeausfälle lassen 
Privatisierung als alter
nativlos erscheinen.!

Ursache ist eine Steuerpolitik, 
die den öffentlichen Haushalten 
die Einnahmen immer stärker ent-
zogen hat. Deshalb spricht der 
Wirtschaftsweise Peter Bofinger 
vom „Jahrzehnt der Entstaatli-
chung“: Die durchschnittliche 
jährliche Wachstumsrate der 
nominalen Staatsausgaben lag in 
Deutschland zwischen 1998 und 
2008 bei 1,4 Prozent. Real, also  
bei Berücksichtigung der Inflations
entwicklung, entspricht dies einer 
jährlichen Schrumpfung um 
0,2 Prozent – bei gleichzeitigem 

Wandel gestalten

Öffentlich oder privat?

Deutschland: Vize-Weltmeister beim Kürzen 
Entwicklung der preisbereinigten Staatsausgaben, 
Durchschnitt der jährlichen Veränderung 1998 bis 2008 
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17Wachstum des realen Bruttoinlands
produkts um jährlich 1,6 Prozent in 
diesem Zeitraum. 

In der EU sind die realen Staats-
ausgaben dagegen jährlich im 
Durchschnitt um 1,5 Prozent ge-
stiegen. Außer Deutschland gibt es 
unter den 32 untersuchten Ländern 
mit Japan nur noch ein Land, in 
dem die Staatsausgaben in diesem 
Zeitraum ebenfalls geschrumpft 
sind. 

Mit der Verankerung der Schul-
denbremse im Grundgesetz hat die 
Politik den Druck zu weiterer 
Schrumpfung der Staatsausgaben 
noch verstärkt. Ohne eine Wende 
in der Steuerpolitik wird es künftig 
noch schwieriger, Privatisierungen 
zu verhindern.

Wachsende Skepsis
Inzwischen wächst in der Bevöl-

kerung die Skepsis über die angeb-
lichen Vorzüge und höhere Effizienz 
privater Angebote. Viele Menschen 
haben erlebt und im eigenen Geld-
beutel gesehen, dass privatisierte 
Dienstleistungen nicht besser und 
billiger, sondern teurer und oft 
schlechter geworden sind. Fallstu-
dien haben gezeigt, dass gewinn
orientierte Privatunternehmen oft 
höhere Gebühren verlangen, 
obwohl sie schlechtere Arbeits
bedingungen bieten und niedrigere 
Löhne zahlen. Öffentliche Betriebe 
können bei den Gebühren Rück-
sicht auf die Bürgerinnen und 
Bürger nehmen und gleichzeitig 
existenzsichernde Arbeitsplätze 
schaffen.

80 Prozent der Bevölkerung 
sehen Privatisierungen inzwischen 
kritisch. 50 Prozent sprechen sich 
gegen weitere Privatisierungen 
aus, 30 Prozent sind sogar dafür, 
Dienstleistungen wieder in die 
öffentliche Hand zurückzuholen.

80 Prozent der Bevölke-
rung sprechen sich gegen 
weitere Privatisierungen 
aus.!

Öffentlich schlägt privat
„Die Vorteile starker kommunal

wirtschaftlicher Strukturen werden 
heute von vielen Kommunen neu 
entdeckt.“ Dieser Satz ist aus dem 
Vorwort einer Broschüre, die vom 
Verband kommunaler Unternehmen 
gemeinsam mit dem Deutschen 
Städtetag und dem Deutschen 
Städte- und Gemeindebund her-
ausgegeben wurde. Die Broschüre 
versteht sich selbst als „Orientie-
rungsleitfaden“ und ist eine Anlei-
tung zur Rekommunalisierung. 

Immer mehr Kommunen, Bürge
rinnen und Bürger wollen Dienst-
leistungen wieder in die eigene 
Hand nehmen und stärker am 
Gemeinwohl ausrichten. Beispiele 
sind der Kauf von Stromnetzen 
und die Gründung von Stadtwer-
ken in Bergkamen, die Übernahme 
der Müllabfuhr durch einen kreis
eigenen Betrieb in der Uckermark 
oder Bürgerinitiativen wie der 
„Berliner Wassertisch“. Nun kommt 
es darauf an, die durch die Krise 
zusätzlich belasteten öffentlichen 
Haushalte durch eine gerechte 
Steuerpolitik wieder angemessen 
auszustatten.

Vollzeitbeschäftigung fast halbiert
Beschäftigte im öffentlichen Dienst in Millionen
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Die Beschäftigung im öffentlichen Dienst ist in den letzten 20 Jahren um über zwei Millionen  
auf nur noch 4,55 Millionen reduziert worden. Gleichzeitig sind die Teilzeitstellen auf fast  
ein Drittel der Stellen angestiegen. � Quelle: Statistisches Bundesamt



18 Die rasante Entwicklung der In-
formations- und Kommunikati-

onstechniken, der Mikroelektronik 
und des Internets führt zu neuen 
Produkten und Medien, neuen 
Möglichkeiten und Räumen der 
Kommunikation zwischen Men-
schen, neuen Kunst- und Kultur-
formen. Sie werfen aber auch neue 
Probleme auf und sind unter ande-
rem auch die technische Grundlage 
der globalen Finanzspekulation 
und der dadurch ausgelösten welt-
weiten Krisen.

Moderne Computertechnik, 
Software, Internet  
und Mobilfunk und ihre 
Verbilligung revolutionieren 
auch Produktion und 
Warenaustausch. 

!

Die neuen Techniken ermögli-
chen Rationalisierungsschübe in 
Finanzdienstleistungen und Logis-
tik, Buchhaltung und Verwaltung, 
gemeinsame Workspaces im Inter-
net sowie virtuelle Marktplätze für 
Güter, Dienstleistungen und Kapi-
tal. Damit wird es möglich, immer 
mehr Arbeiten per Werkvertrag an 
„freie Mitarbeiter“ oder an fremde 
oder outgesourcte Unternehmen 
zu vergeben. 

Viele internationale Konzerne 
betreiben mittlerweile Callcenter 
oder Tochterbetriebe für Forschung 
und Entwicklung, Softwarepro-
grammierung, Buchhaltung und 
Rechnungswesen usw. in osteuro-
päischen oder asiatischen Ländern. 
Dadurch sind zunehmend auch 
qualifizierte Angestellte in Berei-
chen von „Informations- und 
Wissensarbeit“ von Arbeitsplatz-
verlagerung oder Lohndumping 
betroffen.

Digitalisierung und 
Urheberrecht

Digitalisierte Informations- und 
Medienprodukte wie Software, 
Computerspiele, Musik, Fotos, 
Filme, Texte, Design und techni-
sche Informationen können über 
das Internet verbreitet und ohne 
Qualitätsverlust vervielfältigt 
werden. Sie können so zu geringen 
Kosten weltweit verfügbar ge-
macht werden.

Viele Menschen wollen heute 
selbst kreativ tätig werden und ihre 
Produkte über das Internet verbrei-
ten. Eine Option sind dabei „open 
source“ Software und andere 
digitale „Commons“, wodurch 
Arbeitsergebnisse weltweit unent-
geltlich zur freien Verfügung ge-
stellt werden. Die Kreativen tragen 
damit zur Vielfalt und Weiterent-
wicklung der menschlichen Kultur, 
Wissensbestände und Produktiv-
kräfte bei. Doch die Produktion der 
allermeisten Güter und Dienstleis-
tungen wird auch in Zukunft in 
Erwerbsarbeit, überwiegend in ab-
hängiger Beschäftigung stattfinden.

Auch die Produktion künstler
ischer Originale, Texte oder die 
Programmierung von Software  
und Games erfolgt überwiegend  
in Erwerbsarbeit. Es findet Wert-
schöpfung statt, und die Produzen-
tinnen und Produzenten haben 
den Anspruch auf ein angemesse-
nes Entgelt. 

Die Leistung professionell 
schöpferisch Tätiger muss 
angemessen vergütet 
werden, ohne die Freiheit 
der Internetnutzung ein
zuschränken.

!
Bei digitalisiert verbreiteten Pro-

dukten ist es schwierig, die Urheber
rechte gegen unbefugtes und nicht 
bezahltes Kopieren durchzusetzen. 

Wandel gestalten

Digitalisierung und Internet

Mehr prekär, weniger regulär
Erwerbstätigenstruktur in der Kultur- und Kreativwirtschaft
und in der Gesamtwirtschaft im Jahr 2006

Gesamtwirtschaft

Kultur- und Kreativwirtschaft
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In der Kultur- und Kreativwirtschaft ist der Anteil geringfügig Beschäftigter und Selbstständiger  
weit höher als im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt. Und dieser Anteil steigt weiter an. 
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie



19Zugleich ergeben sich Möglichkei-
ten für hohe Profite, allerdings nur 
bei besonders erfolgreichen Pro-
dukten, die durch die legalen und 
lizensierten Kopien und Downloads 
millionenfach verkauft werden.  
Der Großteil dieser Gewinne landet 
aber nicht bei den eigentlichen 
Produzentinnen und Produzenten, 
sondern bei großen Unternehmen, 
die die Produkte verwerten.

Widersprüchliche Interessen
Medienkonzerne wie Bertels-

mann und Softwareschmieden wie 
Microsoft, Apple und SAP konnten 
so extrem profitabel werden. Sie 
haben starke Interessen nicht nur 
„Raubkopien“ zu verhindern, son-
dern auch konkurrierende sowie 
entgeltfrei verfügbare Produkte 
und öffentliche Angebote zu un-
terbinden und zu verdrängen.

Medien- und Software
konzerne eignen sich hohe 
Profite an – auf Kosten der 
eigentlichen Produzentin-
nen und Produzenten und 
der Allgemeinheit.

!
Die Informationsfreiheit und der 

freie Zugang zu grundlegenden 
Informationen und den großen 
digitalen Wissensbeständen der 
Menschheit muss gewährleistet 
werden. Öffentliche und öffentlich-
rechtliche Angebote und Anbieter 
sind zu stärken. Allen Nutzerinnen 
und Nutzern muss ein gleichbe-
rechtigter, unzensierter und finan-
ziell leistbarer Zugang zum Internet, 
zu Informationen und Kulturgütern 
ermöglicht werden.

In Deutschland ist es – außer 
bei Software – erlaubt, Privatkopien 
an rechtmäßig erworbenen Pro-
dukten für die nicht gewerbliche 
und nicht öffentliche Nutzung her-
zustellen. Durch Abgaben auf 

Geräte und Datenträger wird ein 
finanzieller Ausgleich für die Urhe-
ber und Verwerter organisiert. 
Viele downloaden und kopieren 
aber auch wild darüber hinaus. 
Damit stellen sie die Rechte und 
Einkommen der Urheberinnen und 
Urheber und der Beschäftigten in 
der Medien- und Kulturbranche 
infrage.

Diese werden gleichzeitig von 
den Unternehmen unter Druck 
gesetzt, zu immer schlechteren 
Bedingungen und Entgelten zu 
arbeiten und alle Rechte an der 
Verwertung ihrer Arbeitsergebnisse 
vollständig abzutreten. Insbeson-
dere die „Kultur- und Kreativwirt-
schaft“ ersetzt regulär Beschäftigte 
durch oftmals zu miesen Konditio-
nen arbeitende Selbstständige und 
beutet massenhaft Praktikantinnen 
und Praktikanten als Umsonst-
Arbeitskräfte aus.

Prekäre Beschäftigung  
und Outsourcing

Die Unternehmer nutzen dabei 
aus, dass es ein Überangebot an 
meist jüngeren Menschen gibt, die 
kreativ arbeiten wollen. Noch ohne 
Familie sind sie flexibel, belastbar 
und vielfach bereit, als vermeint
lichen Einstieg solche Zumutungen 
zu akzeptieren. Gesetzliche und 
tarifliche Regelungen sind notwen-
dig, um hier akzeptable Standards 
und Vergütungsregelungen durch-
zusetzen. 

Auch Solo-Selbstständige 
und höher Qualifizierte 
müssen sich gewerkschaft-
lich organisieren und für 
ihre Interessen kämpfen.

!
Dazu kommt der Abbau öffent-

licher Arbeitsplätze und Finanzie-
rung im Kulturbereich. Dieser muss 
gestoppt und umgekehrt werden. 



20 Eine der größten Herausforde
rungen unserer Zeit ist der not-

wendige ökologische Umbau der 
Wirtschaft. Angesichts von Klima-
wandel, Rohstoffknappheit und zu-
nehmender Naturzerstörung wird 
wirtschaftliches Wachstum heute 
immer kritischer gesehen. Heute 
steht die Frage im Vordergrund, 
wie alles Notwendige bereitgestellt 
werden kann und alle Menschen 
über Arbeit und Einkommen ver
fügen, ohne dass die Welt in den 
ökologischen Abgrund rutscht. 

Statt blinder Wachstums-
fixierung brauchen wir 
eine qualitativ gesteuerte 
Entwicklung.!

Ökologischer Kollaps droht
Die Menschheit beansprucht die 

Natur in einem Maße, das die öko-
logischen Grenzen erheblich über-
schreitet und nicht dauerhaft und 

weltweit tragfähig ist. Wenn die 
Freisetzung von CO2 und anderen 
Treibhausgasen nicht in den nächs-
ten Jahrzehnten massiv reduziert 
wird, droht eine Klimakatastrophe. 
Für diese Übernutzung sind haupt-
sächlich die Menschen in den In-
dustrieländern verantwortlich. Ob-
wohl sie nicht einmal 15 Prozent 
der Weltbevölkerung ausmachen, 
verbrauchen sie rund 45 Prozent 
der Energie und sind für 40 Pro-
zent der weltweiten CO2-Emissio-
nen verantwortlich. 

Niemand kann den sogenann-
ten Entwicklungsländern den 
Wunsch nach wirtschaftlichem 
Wachstum verwehren. Dies ist un-
umgänglich, allein um die grund
legenden Bedürfnisse nach ausrei-
chender Nahrung, Kleidung und 
Wohnung zu befriedigen. Hinzu 
kommt das anhaltende Bevölke-
rungswachstum, das eine immer 
höhere Produktion notwendig 

macht. 1990 lebten knapp 5,3 Mil-
liarden Menschen auf der Erde. 
Gerade wird die Sieben-Milliarden-
Grenze überschritten. Das heißt in 
nur zwanzig Jahren wuchs die 
Weltbevölkerung um 1,7 Milliarden 
Menschen. 

Wir wissen aber, dass die 
Kinderzahl zurückgeht, wenn Bil-
dung und Wohlstand steigen. Dies 
wird als demografischer Übergang 
bezeichnet. Gelingt eine Wohl-
standssteigerung weltweit, könnte 
nach Berechnungen der Vereinten 
Nationen 2050 mit bis zu 11,5 Mil-
liarden Menschen der Höhepunkt 
bei der Weltbevölkerung erreicht 
sein. 

Die Übertragung des  
Konsum- und Lebensstils  
in den Industrieländern  
auf die restliche Welt 
würde in den ökologischen 
Kollaps führen.

!
Angesichts der globalen ökolo-

gischen Herausforderungen kommt 
den Industrieländern eine zentrale 
Verantwortung zu. Sie verbrauchen 
pro Kopf im Durchschnitt über 
zehn Mal mehr Energie als Men-
schen in Entwicklungsländern und 
belasten die Luft pro Kopf durch-
schnittlich rund 20 Mal so stark. 
Zukunftsfähige Konzepte müssen 
sich somit daran messen lassen, 
inwieweit sie zu einem drastischen 
Rückgang des Naturverbrauchs wie 
der CO2-Belastung beitragen. Und 
ob sie global übertragbar sind. 

Sozial-ökologischen Umbau 
vorantreiben

Ein notwendiger ökologischer 
Umbau stellt eine gewaltige Auf-
gabe dar. Aber er ist alternativlos. 
Hier hat das Unwort des Jahres 
2010 ausnahmsweise einmal seine 
volle Berechtigung. Dazu ist eine 

Wandel gestalten

Die ökologische Herausforderung

Dienstleistungsbranchen verbrauchen wenig Energie
Energieverbrauch in Megajoule je Euro Wertschöpfung
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Öffentliche und private Dienstleistungen
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Die Ausweitung von öffentlichen und privaten Dienstleistungen erfordert einen vergleichsweise 
geringen Energieeinsatz. Das Verhältnis von Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch hängt daher 
auch von der Produktionsstruktur ab.� Quelle: Statistisches Bundesamt



21Politik notwendig, die auf eine 
qualitative, sozial und ökologisch 
gesteuerte Entwicklung gerichtet 
ist. Zunächst wird sich dies in wirt-
schaftlichem Wachstum nieder-
schlagen. Solaranlagen müssen 
schließlich gebaut, Gebäude ener-
getisch saniert, Windräder produ-
ziert, öffentliche Transportsysteme 
ausgebaut werden. Das Ziel dieser 
zusätzlichen Anstrengungen ist 
aber Einsparung von Ressourcen 
und Reduzierung von Umweltver-
schmutzung. 

Der ökologische Umbau 
muss verbunden werden 
mit einer beschäftigungs-
orientierten Wirtschafts-, 
Sozial- und Finanzpolitik.

!
Dieser Umbau muss sozial ge-

staltet werden und mit einer 
schrumpfenden Naturbeanspru-
chung einhergehen. Dies ist auch 
möglich. Etwa wenn zusätzliche 
Erwerbsarbeit zur Vermeidung oder 
Beseitigung von Umweltbelastun-
gen organisiert wird, zum Beispiel 
beim Rückbau der Atomanlagen. 
Gleichzeitig muss die „Ressourcen-
produktivität“, also das Verhältnis 
von Produkten zu den dafür benö-
tigen Ressourcen, massiv gesteigert 
werden. Auch hierzu sind klare 
politische Vorgaben, „ökologische 
Leitplanken“ nötig. Bislang ist die 
Entkoppelung noch völlig unzurei-
chend. Doch ein radikaler sozial-
ökologischer Umbau der Produ
ktion und Lebensweise ist bislang 
auch noch nicht angegangen wor-
den.

Mehr Dienstleistungen
Der forcierte Strukturwandel in 

Richtung Dienstleistungen ist ein 
wichtiger Beitrag zum ökologi-
schen Umbau. Die Ausweitung von

 

Wir brauchen Investitions
programme und klare 
politische Vorgaben für 
einen umfassenden sozial-
ökologischen Umbau.

!
öffentlichen und privaten Dienst-
leistungen ist mit einem vergleichs-
weise geringen Ressourcen- und 
Energieeinsatz möglich. Umwelt-
dienstleistungen wie Beratungen 
zum effizienteren Energie- und 
Ressourceneinsatz oder ein attrak-
tives und gut abgestimmtes Ange-
bot von öffentlichem Nah- und 
Fernverkehr tragen zum ökologi-
schen Umbau bei. Die Steigerung

der gesamtwirtschaftlichen Res-
sourcenproduktivität ist also nicht 
nur eine technische Frage, sondern 
auch eine der Produktionsstruktur 
und -entwicklung. 

Neuer Konsum- und Lebensstil
Flankiert werden muss der Um-

bau durch einen neuen Konsum- 
und Lebensstil. Statt alles der 
Marketingindustrie zu überlassen, 
die uns ein „Mehr ist besser“ und 
„Ex und hopp“ eintrichtern will, 
kommt es darauf an, einen neuen 
Wohlstandsbegriff zu fördern. 
Dazu gehört auch die Bedeutung 
öffentlicher Einrichtung im allge-
meinen Bewusstsein zu stärken – 
etwa eines komfortablen und gut 
funktionierenden öffentlichen Ver-
kehrs statt immer mehr Privatau-
tos. Ebenso muss zukünftig auch 
mehr Zeitwohlstand statt mehr 
Güterwohlstand als Fortschritt be-
griffen werden.



22 Der wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Wandel lässt die 

Dienstleistungen seit Jahrzehnten 
wachsen. Drei Viertel aller Beschäf-
tigten arbeiten heute bereits in 
unterschiedlichen Dienstleistungs-
branchen – Tendenz steigend. Die 
dort Beschäftigten erwirtschaften 
den überwiegenden Teil der heimi-
schen Wertschöpfung. 

Der Weg in die Dienstleistungs-
gesellschaft kann jedoch sehr un-
terschiedlich verlaufen. Die Quali-
tät der Dienstleistungen, die Löhne 
und Gehälter sowie die Arbeitsbe-
dingungen in den Dienstleistungs-
branchen sind abhängig von der 
tariflichen und politischen Ausge-
staltung. 

So hat Skandinavien mit dem 
bedarfsorientierten Ausbau öffent-
licher und privater Dienstleistungen 
einen Königsweg beschritten. Ein 
hoher Beschäftigungsstand geht in 
Schweden, Norwegen, Dänemark 
und Finnland einher mit überwie-
gend guten Löhnen und guter 
sozialer Absicherung. USA, Groß-
britannien und zuletzt auch 
Deutschland gingen hingegen 
durch die Bettlergasse. Dort ist der 
Weg in die Dienstleistungsgesell-
schaft mit Billiglöhnen und prekä-
rer Beschäftigung gepflastert. Der 
Ausbau gesellschaftlich notwendi-
ger sozialer Dienstleistungen 
kommt nicht voran. 

Die Qualität der Dienstleis-
tungen, Entlohnung und 
Arbeitsbedingungen sind 
eine Frage gesellschaft
licher Gestaltung.

!
Dieser Weg durch die Bettler-

gasse hat der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung unseres Lan-
des geschadet. Die Ungleichheit in 
der Einkommensverteilung hat zu-
genommen. Der immer größere 
Niedriglohnsektor bedeutet für viele 
Millionen Menschen ein Leben an 
oder unter der Armutsgrenze. Dies 
drosselt die Binnennachfrage. Der 
private Konsum leidet. Vom Wachs
tum profitieren nur noch Wenige 
und die Beschäftigungsverhältnisse 
werden immer schlechter. 

Exportjunkie Deutschland –  
kein Modell für die Zukunft

Seit der Einführung des Euro 
war die wirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland extrem export-
getrieben. Ohne die ständig stei-
genden Exportüberschüsse wäre 
das Wachstum zwischen 2000 und 
2008 nicht einmal halb so hoch 
gewesen. 

Auch nach der Krise beträgt der 
deutsche Außenhandelsüberschuss 
allein gegenüber den Euroländern 
fast 100 Milliarden Euro. Dem 
deutschen Überschuss entsprechen 
die französischen und südeuropäi-
schen Defizite. Die Kundschaft 
deutscher Exporteure bekommt die 
Waren aber nicht geschenkt. Damit 
die Kunden zahlungsfähig bleiben, 
kaufen deutsche Banken und Ver
sicherungen griechische, spanische 
und italienische Schuldscheine.  
Auf Dauer geht das nicht gut. Süd-
europa hat große Schwierigkeiten, 
seine Schulden zu bedienen.

Wandel gestalten

Kurswechsel:  
Dienstleistungen sozial gestalten

Steuer- und Abgabenquoten im Vergleich
2009, in Prozent des Bruttoinlandsprodukts
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Die Belastung mit Steuern und Sozialbeiträgen liegt in Deutschland deutlich unter dem europäischen 
Durchschnitt. Unternehmen und Reiche zahlen besonders wenig. Bei einem Abgabeniveau wie  
in Frankreich könnten Staat und Sozialversicherungen jährlich 150 Milliarden Euro mehr einnehmen. 
Quelle: OECD, Revenue Statistics 2010



23Deutschland muss selbst zum 
Abbau dieser Ungleichgewichte 
beitragen und seinem kranken Bin-
nenmarkt auf die Beine helfen – 
durch kräftig steigende Löhne und 
öffentliche Zukunftsausgaben. 

Ein starker deutscher 
Binnenmarkt stärkt 
Beschäftigung und 
Masseneinkommen nicht 
nur in Deutschland.

!
Politikwechsel jetzt!

Somit ist klar: Auf die Politik 
kommt es an. Deutschland braucht 
einen politischen Kurswechsel. Die 
Politik der Umverteilung von unten 
nach oben, der Deregulierung und 
Privatisierung muss gestoppt und 
umgekehrt werden. Diese neolibe-
rale Politik hat die Ausweitung von 
Niedriglöhnen und „bad jobs“ vor-
angetrieben und den Strukturwan-
del weitgehend den Kräften des 
Marktes überlassen. Märkte sind 
jedoch sozial und ökologisch blind. 

Wenn Deutschland zukünftig 
den Königsweg in die Dienstleis-
tungsgesellschaft gehen will, dann 
erfordert dies eine umfassende 
Bereitstellung und Absicherung 
gesellschaftlich notwendiger 
Dienstleistungen. Ökonomischer 
und sozialer Fortschritt muss bei 
privaten und öffentlichen Dienst-
leistungen besser verzahnt und 
politisch gesteuert werden. Gute, 
qualitativ hochwertige und bezahl-
bare Dienstleistungen sichern 
Lebensqualität und ermöglichen 
Chancengleichheit, stärken Bildung, 
fördern Mobilität, kulturelle und 
persönliche Entwicklung.

Öffentlich ist wesentlich!
Einen besonderen Stellenwert 

haben öffentliche Dienstleitungen. 
Bildungs- und Gesundheitsdienst-
leistungen müssen gezielt ausge-
baut werden. Die öffentliche Hand 
muss zukünftig mehr in die Infra-
struktur investieren und ihre Perso-
nal- und Sachmittel erhöhen. Kon-
kret fordert ver.di ein dauerhaftes 
Zukunftsprogramm für Kitas, Ganz
tagsschulen, Hochschulen, Kranken
häuser, Altenpflege, Kultur, Freizeit 
und den ökologischen Umbau im 
Umfang von 50 Milliarden Euro.

Eine solche Zukunftsoffensive 
kann auch in Zeiten hoher öffent
licher Schuldenberge finanziert 
werden. Dafür muss die staatliche 
Einnahmebasis gestärkt werden. 
Hohe Einkommen, Gewinne und 
Vermögen müssen stärker besteu-
ert werden. Mit der Umsetzung 
des Konzepts Steuergerechtigkeit 
von ver.di können jährliche Mehr-
einnahmen in Höhe von 75 Milliar-
den Euro erzielt werden. 

Ein stärkerer öffentlicher Sektor 
sollte wieder eine Vorbildfunktion 
für andere Branchen übernehmen. 
Dies gilt insbesondere für Fragen 
der Entlohnung und Arbeitsbedin-
gungen. 

ver.di fordert ein 50-Milli-
arden-Euro-Zukunftspro-
gramm unter anderem für 
Kitas, Ganztagsschulen, 
Krankenhäuser und den 
ökologischen Umbau.

!
Aufwertung und Professiona
lisierung von Dienstleistungen

Um qualitativ hochwertige 
Dienstleistungen vor allem auch in 
personenbezogenen Bereichen an-
bieten zu können, muss Dienstleis-
tungsarbeit gesellschaftlich aufge-
wertet und professionalisiert 
werden. Zur Aufwertung gehören 
höhere Entgelte und bessere 
Arbeitsbedingungen. Damit dieses 
Ziel erreicht wird, muss in der 
Gesellschaft das Bewusstsein für 
die Bedeutung von Dienstleistungs
arbeit mit Menschen gesteigert 
werden. Es muss selbstverständlich 
sein, dass Dienstleistungsarbeit in 
Bereichen wie Gesundheit, Pflege, 
Kindererziehung sowie Bildung 
und Weiterbildung genauso aner-
kannt und mindestens genauso  
gut bezahlt wird, wie etwa die 
Inspektion oder Reparatur eines 
Autos.

Hier soll etwas geändert werden So viel fließt mehr in die Staatskasse

Lohn- und Einkommensteuer +	 4 Milliarden Euro

Vermögensteuer +	 20 Milliarden Euro

Erbschaftsteuer +	 6 Milliarden Euro

Unternehmensteuer +	 20 Milliarden Euro

Gemeindewirtschaftsteuer +	 3 Milliarden Euro

Finanztransaktionsteuer +	 10 Milliarden Euro

Steuervollzug +	 12 Milliarden Euro

insgesamt +  	75 Milliarden Euro



24 Gute Arbeit, gutes Leben
Gute Arbeit ist die Vorausset-

zung für hochwertige Dienstleis-
tungen. Sie müssen so gestaltet 
sein, dass sie den Interessen der 
Menschen dienen und die Lösung 
gesellschaftlicher Herausforderun-
gen unterstützen: Zum Beispiel 
ökologische Mobilitätskonzepte 
und -dienstleistungen, die Individu-
alität ermöglichen und trotzdem 
für alle Menschen bezahlbar blei-
ben. Und Dienstleistungsarbeit ist 
zu großen Teilen Arbeit für und mit 
anderen Menschen, die die qualifi-
zierte Erbringung einer Dienstleis-
tung erwarten. Die besonderen 
Merkmale dieser Arbeit mit Men-
schen, ihre spezifischen Belastun-
gen und ihre menschenwürdige 
Gestaltung müssen untersucht 
werden. Deshalb muss die Dienst-
leistungsforschung verstärkt werden 
und in ihren Mittelpunkt die Inter-
essen der Menschen stellen – der 
Beschäftigten sowie der Bürge
rinnen und Bürger, die sie nutzen.

ver.di setzt gute Arbeit dort tarif
politisch durch, wo dies möglich 
ist. Oftmals sind der Organisations-
grad und die Kräfte zur Durchset-
zung guter Regelungen aber zu 
schwach. Gleichzeitig wachsen die 
tariffreien Zonen. Auch aus diesem 
Grund erfordert gute Arbeit eine 
gute Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik. Der Niedriglohnsektor muss 
ausgetrocknet werden. Alle Rege-
lungen, die Lohndumping begüns-
tigen, gehören beseitigt.

Hierfür braucht es einen gesetz-
lichen Mindestlohn, strikte Regulie-
rung und gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit in der Leiharbeit, die Ab-
schaffung der Subventionierung 
von Mini- und Midijobs sowie sach
grundloser Befristungen. Die Allge-
meinverbindlichkeit von Tarifver
trägen muss erleichtert werden. 

Kündigungsschutz und hohe 
Lohnersatzleistungen müssen für 
hinreichende Einkommens- und 
Beschäftigungsstabilität sorgen.  
Statt Hartz IV fordert ver.di be-
darfsdeckende und repressionsfreie 
Grundsicherungen und die Wieder-
herstellung von angemessenen 
Zumutbarkeitskriterien. Lohn
drückerei durch Hartz-IV-Kombi-
lohn muss gestoppt werden.

Auf dem Weg in die 
Dienstleistungsgesellschaft 
müssen wir ökonomischen 
und sozialen Fortschritt, 
gute Arbeit und Ökologie 
verbinden.

!
Alle Selbstständigen müssen in 

die sozialen Sicherungssysteme 
einbezogen werden. Wenn die 
Auftraggeber Unternehmen sind, 
sollen sie entsprechend den Arbeit-
geberbeiträgen bei Arbeitnehmern 
zur Finanzierung herangezogen 
werden. Wo es möglich ist sind 
gesetzlich oder tariflich gemein
same Vergütungsregeln für von 
Selbstständigen für Unternehmen 
erbrachte Leistungen durchzusetzen. 
Scheinselbstständigkeit und der 
Einsatz von Werkverträgen zum 
Dumping muss unterbunden 
werden. 

Mit dem Strukturwandel in 
Richtung Dienstleistungen müssen 
wir auch den ökologischen Umbau 
unserer Wirtschaft politisch gestal-
ten. So können auf dem Weg in 
die Dienstleistungsgesellschaft 
ökonomischer Fortschritt, Vertei-
lungsgerechtigkeit, gute Arbeit 
und Ökologie verbunden werden.

Wandel gestalten



w
w

w
.w

ip
o.v

er
di.d

e

Quellen und Literatur

n �Arbeitskreis Dienstleistungen der 
Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): 
Öffentliche Dienstleistungen: 
Unverzichtbarer Baustein der 
Daseinsvorsorge! Zwei Jahrzehnte 
Privatisierung: Bilanz und Ausblick, 
Juni 2009

n �Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie (BMWi) (Hrsg.): 
Monitoring zu wirtschaftlichen 
Eckdaten der Kultur- und Kreativ-
wirtschaft 2009, Forschungsbericht 
Nr. 594, Berlin 2010

n �DGB-Bundesvorstand (Hrsg.): 
Privatisierung – Verscherbelung 
kommunalen Tafelsilbers. Auswir-
kungen auf den Staat, die Verbrau-
cher und die Beschäftigten, Januar 
2011

n �Werner Eichhorst, Andrea Kuhn, 
Eric Thode, Rosemarie Zenker: 
Traditionelle Beschäftigungsverhält-
nisse im Wandel. Benchmarking 
Deutschland: Normalarbeitsverhält-
nis auf dem Rückzug, Bertelsmann-
Stiftung 2009

n �Christine Franz, Steffen Lehndorff: 
Arbeitszeitentwicklung und Krise – 
eine Zwischenbilanz, IAQ-Arbeits-
zeit-Monitor 2010, IAQ-Report 
7/2010

n �Johann Fuchs, Gerd Zika: 
Demografie gibt die Richtung vor. 
Arbeitsmarktbilanz bis 2025, 
IAB-Kurzbericht 12/2010

n �Walter Ganz, Josef Hilbert,  
Bernd Bienzeisler, Denise Kluska: 
Dienstleistungen in der Zukunfts-
verantwortung. Memorandum des 
Arbeitskreises Dienstleistungen, 
Bonn 2011

n �Cornelia Heintze: Ausbau öffent
licher und gesellschaftsnaher 
Dienstleistungen als Teil einer bin-
nenmarktorientierten Vollbeschäf
tigungsstrategie. Problemaufriss  
und empirische Ländervergleiche, 
September 2009

n �Elke Holst: Vollzeitbeschäftigte 
wollen kürzere, Teilzeitbeschäftigte 
längere Arbeitszeiten, 
DIW-Wochenbericht 25/2009

n �Heike Joebges, Fabian Lindner, 
Torsten Niechoj: Mit dem Export 
aus der Krise? Deutschland im 
Euroraumvergleich, IMK Report,  
Nr. 53, August 2010

n �Andreas Koch, Martin Rosemann, 
Jochen Späth: Solo-Selbstständige 
in Deutschland. Strukturen, Ent-
wicklungen und soziale Sicherung 
bei Arbeitslosigkeit, Friedrich-Ebert-
Stiftung, WISO-Diskurs, Bonn 2011

n �Ronald Schettkat: Dienstleistungen 
zwischen Kostenkrankheit und Mar-
ketization, Friedrich-Ebert-Stiftung, 
WISO-Diskurs, August 2010

n �Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Der 
Dienstleistungssektor. Wirtschafts-
motor in Deutschland. Ausgewählte 
Ergebnisse von 2003 bis 2008, 
Wiesbaden 2009

n �Statistisches Bundesamt (Hrsg.): 
Qualität der Arbeit. Geld verdienen 
und was sonst noch zählt, Wies
baden 2010

n �Verband kommunaler Unternehmen 
(VKU) (Hrsg.): Konzessionsverträge. 
Handlungsoptionen für Kommunen 
und Stadtwerke, Berlin 2009

n �WSI-Mitteilungen 9/2011: Schwer-
punktheft Dienstleistungsarbeit 
zwischen Niedriglohn, Professionali-
sierung und Innovation

ver.di-Materialien zum Thema:

n �Aufschwung der schlechten Jobs. 
Bilanz der Beschäftigungsentwick-
lung seit 2000, ver.di-Bundesvor-
stand, Bereich Wirtschaftspolitik, 
Wirtschaftspolitische Informationen 
Nr. 2/2010

n �Martin Beckmann, Hans-Joachim 
Schulz, Wolfgang Uellenberg-van 
Dawen: Dienstleistungspolitik für 
Gute Arbeit. Herausforderungen, 
Strategie und Handlungsfelder 
gewerkschaftlicher Dienstleistungs-
politik – ein Überblick; in: Lothar 
Schröder, Hans-Jürgen Urban 
(Hrsg.): Gute Arbeit, Frankfurt a. M. 
2011

n �Selbstständigenpolitisches Pro-
gramm der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft, Berlin 2009

n �Sozial-ökologischer Umbau statt 
pauschaler Wachstumskritik,  
ver.di-Bundesvorstand, Bereich 
Wirtschaftspolitik, Wirtschaftspoliti-
sche Informationen Nr. 2/2011

n �ver.di/Bereich Innovation und Gute 
Arbeit (Hrsg.): Arbeitsbedingungen 
in Dienstleistungs-Branchen. Wie 
die Beschäftigten die Gestaltung 
der Arbeit beurteilen, Berlin 2010 

n �ver.di/Bereich Innovation und Gute 
Arbeit (Hrsg.): Arbeit mit Kunden, 
Patienten, Klienten. So bewerten 
die Beschäftigten in den Dienstleis-
tungs-Branchen die Arbeitsbedin-
gungen, Berlin 2011 (weitere Infos 
zur ver.di-Initiative Gute Arbeit 
unter www.verdi-gute-arbeit.de)

n �ver.di-Bundesvorstand: Positions
papier Internet und Digitalisierung – 
Herausforderungen für die Zukunft 
des Urheberrechts, Berlin 2010

n �ver.di/IG Metall/GEW: Notstand: 
Weiterbildung in Deutschland, 
Berlin 2008

n �ver.di/IG Metall: Bildung ist keine 
Ware. Wie wir morgen arbeiten, 
leben und lernen wollen, Berlin 2006

Materialien des Bereichs Wirt-
schaftspolitik finden sich auf der 
Website www.wipo.verdi.de.  
Dort können sie über einen elektro-
nischen Verteiler auch kostenlos 
abonniert werden. 



W
ir

t
s

c
h

a
f

t
s

p
o

li
t

ik
 v

e
r.

d
i




